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Gefes-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Xr. 13. 


(Nr. 3983.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen, Hannover, Daͤnemark und Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin, das Reviſions verfahren auf der Elbe betreffend. Vom 
20. Dezember 1853. 


O : 

bre Majeſtaͤten die Könige von Preußen, Sachſen, Hannover und Daͤne⸗ 
mark und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, 
in Anerkennung der Vortheile, welche durch die uber das Reviſions verfahren 
auf der Elbe getroffenen, zuletzt durch den Staatsvertrag vom 30. Auguſt 
1843. erneuerten Vereinbarungen in adminiſtrativer und gewerblicher Beziehung 
erzielt ſind, haben bei dem Ablaufe dieſes Staatsvertrages und mit Ruͤckſicht 
auf einige durch den Beitritt des Koͤnigreichs Hannover zum Zollvereine ſich 
als nothwendig herausſtellende Aenderungen durch Allerhoͤchſt und Hoͤchſt Ihre 
Bevollmaͤchtigten bei der dritten Elbſchiffahrts⸗Reviſions⸗Kommiſſion, naͤmlich: 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 
durch Allerhöchſt Ihren Geheimen Ober⸗Finanzrath und Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktor der Provinz Sachſen Ludwig Alexander v. Jordan; 
Seine Majeſtaͤt der König von Sachſen 


durch Allerhoͤchſt Ihren Zoll- und Steuer -Direktor und Zollvereins⸗ 
Bevollmächtigten Albert v. Zahn; 


Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Hannover 
durch Allerhoͤchſt Ihren Ober-Steuerrath Johann Karl Hermann 
Ralf; 
Seine Majeſtaͤt der König von Dänemark 


durch Allerhoͤchſt Ihren Amtmann und Kammerherrn Karl Ludewig 
v. Warnſtedt; ö 


Jahrgang 1854. (Ir. 3983.) 22 Seine 


Ausgegeben zu Berlin den 29. April 1854. 
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Seine Koͤnigliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin 


durch Hoͤchſt Ihren Regierungs- und Geheimen Legationsrath Dr. Karl 
Friedrich Wilhelm Proſch, 


nachſtehenden Vertrag unter Vorbehalt der Ratifikation abſchließen laſſen. 
Artikel 1. 


Die Regierungen von Hannover, Dänemark und Mecklenburg - Schwerin 
werden wie bisher, ſo auch fuͤr die Dauer dieſes Vertrags (Artikel 11.), das 
ihnen zuſtehende Recht der fpeziellen Reviſion bei ihren Elbzoll-Aemtern, die 
Faͤlle dringenden Verdachts der Defraude ausgenommen, gegen diejenigen 
Schiffe und Floͤße nicht ausuͤben laſſen, welche das Koͤniglich Preußiſche Haupt⸗ 
Zollamt Wittenberge paſſiren und dort, unmittelbar oder durch die Begleit⸗ 
ſchein⸗Kontrole, einer ſpeziellen Reviſion unterworfen werden. 


Artikel 2. 


Die Regierung von Preußen wird dagegen die ſaͤmmtlichen Schiffs⸗ 
ladungen und Floͤße, welche Wittenberge paſſiren, dort einer ſpeziellen Reviſion, 
ſoweit dieſelbe zur Sicherung der Elbzoll⸗Einkuͤnfte der drei genannten, elb⸗ 
niederwaͤrts belegenen Staaten erforderlich iſt, auch in den Faͤllen unterziehen 
laſſen, wenn die eigenen Kaſſen Preußens bei dem Ausfalle der Reviſion nicht 
betheiligt ſind. f 

Die ſpezielle Reviſion in Wittenberge ſoll nur unterbleiben: 


a) wenn eine ſolche ſchon fruͤher bei einer dazu befugten Koͤniglich Preußi⸗ 
ſchen, Koͤniglich Saͤchſiſchen oder Koͤniglich Hannoverſchen Zoll- oder 
Steuerſtelle erwieſenermaßen ſtattgefunden hat, oder 

b) wenn die Ladung auf ein Königlich Preußiſches, Koͤniglich Saͤchſiſches 

oder Königlich Hannoverſches Zoll- oder Steueramt zur Abfertigung ab⸗ 

gelaſſen wird, 


und in beiden Fallen zugleich die Identitaͤt und Quantitaͤt der Ladung durch 
en l des Verſchluſſes oder in ſonſt geeigneter Weiſe feſtgeſtellt wor⸗ 
en iſt. 
Die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover werden ihre 
Zoll⸗ und Steuerbeamten beſonders verpflichten, in allen Faͤllen, wo nach dem 
Obigen eine ſpezielle Reviſion zu Wittenberge nicht erfolgt, dieſe Reviſion bei 
denjenigen ihrer Zoll- oder Steuer-Aemter, bei welchen die Erledigung des 
Begleitſcheins oder die Abfertigung auf Begleitſchein geſchieht, ſorgfaͤltigſt auch 
dann vorzunehmen, wenn dabei die Kaſſen des eigenen Staats nicht betheiligt 
ſind, und die Anordnung treffen, daß das Ergebniß der bei ihren Zoll oder 
Steuer⸗Aemtern bewirkten ſpeziellen Reviſionen in die Manifeſte vollſtaͤndig und 
genau eingetragen werde. m 
Ar⸗ 
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Artikel 3. 


Die Regierung von Preußen genehmigt, daß von Seiten der Regierun⸗ 
gen von Hannover, Daͤnemark und Mecklenburg⸗Schwerin ein gemeinſchaftlicher 
Elbzoll⸗Kommiſſar zu Wittenberge angeſtellt werde. 


Die Reihefolge der den zuletzt genannten drei Regierungen abwechſelnd 
zuſtehenden Beſetzung dieſer Stelle bleibt der beſonderen Vereinbarung derſel⸗ 
ben uͤberlaſſen. 


Das Amt des gemeinſchaftlichen Elbzoll⸗Kommiſſars iſt von den anſtel⸗ 
lenden Regierungen ausreichend zu dotiren. | 


Sporteln und Nebeneinnahmen von den Zollpflichtigen darf derſelbe un⸗ 
ter keinem Namen oder Vorwande beziehen. 


Von der Ernennung jedes Elbzoll⸗Kommiſſars und von jeder neuen oder 
veränderten Dienſtinſtruktion deſſelben werden die Koͤniglich Preußiſche und die 
Koͤniglich Saͤchſiſche Regierung benachrichtigt werden. 


Dem Elbzoll-Kommiſſar kann von den anſtellenden Staaten ein ihm un⸗ 
tergeordneter Gehuͤlfe beigegeben werden, welcher ihn jedoch nur ausnahms⸗ 
weiſe in Faͤllen der Abweſenheit oder ſonſtiger Verhinderung ſelbſtſtaͤndig zu 
vertreten hat. 


Artikel 4. 


Der gemeinſchaftliche Elbzoll⸗Kommiſſar ſoll bei dem Haupt ⸗Zollamte 
Wittenberge 


a) das Intereſſe derjenigen Staaten, für welche derſelbe fungirt, in allen 
Elbzollangelegenheiten vertreten und zu dem Ende namentlich 

p) befugt fein, den Reviſionen der Schiffsladungen und Floͤße, welche jedoch 
den Koͤniglich Preußiſchen Beamten allein zuſtehen, mit beizuwohnen, 
um dadurch die Ueberzeugung zu gewinnen, daß auch die Rechte dieſer 
Staaten beſtens wahrgenommen werden. 

An dem Geſchaͤftsbetriebe der Königlich Preußiſchen Zollbehoͤrde 
zu Wittenberge darf derſelbe nicht unmittelbar Theil nehmen. 

o) Die Zollregiſter des Königlich Preußiſchen Haupt⸗Zollamtes Wittenberge 
uͤber eingehende, ausgehende und durchgehende Guͤter und uͤber die da⸗ 
von erhobenen zollvereinslaͤndiſchen und Elbzoll⸗Gefaͤlle, ſowie die Notiz⸗ 
regiſter über die Reviſion ſolcher Elbſchiffahrts-Ladungsgegenſtaͤnde, 
welche in Hannover, Daͤnemark und Mecklenburg elbzollpflichtig, in 
Preußen oder Sachſen aber von allen Abgaben frei ſind und in den 
dortigen Zollregiſtern nicht aufgefuͤhrt werden, ſollen ihm jederzeit auf 
Verlangen im Amtslokale vorgelegt werden, um daraus das Noͤthige 
zu extrahiren und die ihm von den betreffenden Zollaͤmtern zugehenden 
Manifeſte damit zu vergleichen. ; 

(Nr. 3983.) 22 d) Er 
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d) Er ſoll in jedem Falle des in Wittenberge eintretenden Begleitſchein⸗ 
verfahrens von dem Ausfall der am Beſtimmungsorte der Ladungen 


vorzunehmenden ſpeziellen Reviſion vollſtaͤndig durch das Haupt-Zollamt 
zu Wittenberge unterrichtet werden. i N 


e) Er darf den zollrichterlichen Unterſuchungen, ſoweit dieſe die durch ihn 
vertretenen Intereſſen betreffen, perſoͤnlich beiwohnen und die Akten uͤber 
ſolche Unterſuchungen einſehen und ertrahiren. 


1) Er hat die nacherhobenen Gefaͤlle, Strafen, Koſten und Entſchaͤdigungs⸗ 
betraͤge in Empfang zu nehmen und an die Zollaͤmter der betreffenden 
Staaten zu befördern. 


8 Es bleibt ihm uͤberlaſſen, Behufs einzuleitenden Strafverfahrens zwiſchen 
mehreren etwa zuſtaͤndigen Gerichtsſtaͤnden die Wahl zu treffen. 


h) Er hat, was ſeine Beziehungen zu Koͤniglich Preußiſchen Zollbehoͤrden 
betrifft, in allen Fällen nur mit dem Ober-Inſpektor oder mit dem Zoll⸗ 
Hanel des Haupt = Zollamtes, bei dem er angeftellt iſt, amtlich zu ver⸗ 

andeln. 


Artikel 5. 


Die Regierung von Sachſen genehmigt, daß von Seiten der Regierun⸗ 
gen von Hannover, Daͤnemark und Mecklenburg⸗Schwerin, falls dieſelben es 
angemeſſen finden ſollten, auch bei dem Haupt⸗Zollamte Schandau ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Elbzoll⸗Kommiſſar angeſtellt werde, auf deſſen Verhaͤltniſſe alsdann 
die Artikel 3. und 4. Anwendung finden. 


In gleicher Weiſe und unter denſelben Bedingungen genehmigt die Regie⸗ 
rung von Hannover, daß von Seiten der Regierungen von Daͤnemark und 
Mecklenburg ein gemeinſchaftlicher Elbzoll-Kommiſſar bei dem Haupt⸗Zollamte 
zu Harburg angeſtellt werde. N i 


Artikel 6. 


Saͤmmtliche Elbzoll⸗Aemter der kontrahirenden Staaten und der zu Wit⸗ 
tenberge angeſtellte Elbzoll⸗Kommiſſar (ſowie eintretenden Falles die Elbzoll⸗ 
Kommiſſare zu Schandau oder Harburg) haben ſich unter einander auf Ver⸗ 
langen Mittheilungen aus den Regiſtern zu machen und die Einſicht der letz⸗ 
teren am Orte ihrer Aufbewahrung dem Vorſtande des requirirenden Zollamtes 
oder dem gemeinſchaftlichen Elbzoll-Kommiſſar zu geſtatten. 


Artikel 7. 


Ergeben, ruͤckſichtlich elbaufwaͤrts nach oder durch Preußen gefuͤhrter 
Schiffsladungen, die durch Koͤniglich Preußiſche oder Königlich Saͤchſiſche Zoll: 
oder Steueraͤmter vorgenommenen ſpeziellen Reviſionen eine Abweichung von 

g den, 


35 


den, bei Paſpeung Einer oder Mehrerer der Königlich Hannoverſchen, Königlich 


Daͤniſchen oder Großherzoglich Mecklenburgiſchen Elbzoll⸗Hebungsſtellen abge⸗ 
gebenen Deklarationen und eine Verkuͤrzung der dort zu entrichten geweſenen 
Zollbetraͤge, ſo wird der Schiffer bei den betreffenden Königlich Preußiſchen 
oder Koͤniglich Saͤchſiſchen Reviſionsſtellen nicht abgefertigt, bevor er nicht da⸗ 
ſelbſt, Behufs Aushaͤndigung an den gemeinſchaftlichen Elbzoll⸗Kommiſſar, die 
verkürzten Zollgefaͤlle nachgezahlt und zugleich Strafe und Koſten erlegt oder 
dieſerhalb Sicherheit beſtellt hat. 


Artikel 8. 


Fuͤr die elbniederwaͤrts zur Verſchiffung in oder durch die Zollgeleite 
Hannovers, Daͤnemarks oder Mecklenburgs beſtimmten Ladungen bildet das 
Haupt⸗Zollamt Wittenberge die gemeinſchaftliche Anmeldeſtelle, und ſoweit die 
ſelben nicht unter Begleitſchein⸗Kontrole auf Koͤniglich Hannoverſche Zoll⸗ oder 
Steuerſtellen geftellt find, auch die gemeinſchaftliche Reviſionsſtelle. 


Ergiebt ſich durch die vorgenommene Reviſion eine unrichtige Manife⸗ 
ſtation ſolcher Ladungen dahin, daß zu denſelben gehoͤrende Gegenſtaͤnde gar 
nicht oder in zu geringer Menge, oder in einer Gattung, welche die Zollfreiheit 
oder die Anwendung eines geringeren Zollſatzes zur Folge gehabt haben wuͤrde, 
deklarirt find, jo wird ruͤckſichtlich dieſer Guͤter der davon fuͤr die Elbzoll⸗Ge⸗ 
leite Hannovers, Daͤnemarks und Mecklenburgs, welche die verſchwiegenen oder 
unrichtig angegebenen Güter nach Inhalt des Manifeſtes oder der ſonſt uͤber 
die Ladung ſprechenden Papiere erreichen ſollten, zu erlegende Zoll als defrau⸗ 
dirt angenommen, und es findet auch auf dieſe Faͤlle der Artikel 7. Anwendung. 


Die Vorſchriften in dem letztgenannten Artikel haben auch die Königlich 
Hannoverſchen Zoll⸗ und Steueraͤmter in Ausführung zu bringen, wenn ruͤck⸗ 
ſichtlich der elbniederwaͤrts durch das Koͤniglich Daͤniſche und die Großher⸗ 
zoglich Mecklenburgiſchen Elbzoll⸗Geleite verſchifften, unter Begleitſchein⸗Kon⸗ 
trole ſtehenden Ladungen die bei dieſen Aemtern vorgenommenen ſpeziellen Re⸗ 
viſionen eine Abweichung von der Deklaration und eine Verkuͤrzung der bei 
Paſſirung Einer oder Mehrerer der Koͤniglich Daͤniſchen oder Großherzoglich 
Mecklenburgiſchen Elbzoll-Hebungsſtellen zu entrichten geweſenen Zollbetraͤge 
ergeben ſollte. | 


Artikel 9, 


Wenn die zu Wittenberge anlangenden Schiffe dort wegen angelegter 
Begleitſchein⸗Kontrole ohne ſpezielle Reviſion zur Weiterfahrt abgefertigt werden 
ſollen, ſo iſt, bevor letzteres geſchieht, davon jedesmal der gemeinſchaftliche Elb⸗ 
zoll⸗Kommiſſar zu benachrichtigen und auf deſſen Verlangen der Schiffer vor 
ſeiner Weiterfahrt zur Beſtellung einer beſonderen Sicherheit fuͤr die in der 


Auffahrt bei den Hannoverſchen, Daͤniſchen und Mecklenburgiſchen Elbzoll-Er- 


hebungsſtellen etwa zu wenig entrichteten, oder fuͤr die in der Niederfahrt bei 
(Nr. 3983.) dieſen 
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dieſen Hebeſtellen nach Maaßgabe unrichtiger Manifeſtation etwa zu wenig zur 
Erhebung kommenden Gefaͤlle anzuhalten. 

Dieſe Sicherheit ſoll jedoch ein Drittheil derjenigen Elbzoll-Betraͤge, 
welche in der Auffahrt erwiefenermaaßen bei den Elbzoll-Erhebungsſtellen 
Hannovers, Daͤnemarks und Mecklenburgs entrichtet ſind, oder in der Nie— 
derfahrt nach den Manifeſten bei dieſen Erhebungsſtellen zu entrichten ſein 
werden, nicht uͤberſchreiten. f 


U 


Artikel 10. 


Hannover, Daͤnemark und Mecklenburg behalten ſich, in Gemaͤßheit der 
Elbſchiffahrts⸗-Akte, das Recht zur ſpeziellen Reviſion derjenigen Ladungen, 
welche Wittenberge in der Niederfahrt nicht paſſirt haben und in der Auffahrt 
nicht zu erreichen beſtimmt ſind, ſowie zur allgemeinen Reviſion aller Fahrzeuge, 
ausdruͤcklich vor. 


Artikel 11. 


Die Dauer dieſes Vertrages wird auf zwoͤlf Jahre vom 1. Januar 1854. 
bis zum 31. Dezember 1865. feſtgeſtellt. f 


Derſelbe ſoll den kontrahirenden Regierungen zur Genehmigung vorge⸗ 
legt und ſollen die daruͤber ausgefertigten Ratifikations-Urkunden vor dem 
Schluſſe des Monats Dezember d. J. in Berlin ausgewechſelt werden. 


So geſchehen Magdeburg, den zwanzigſten Dezember Eintauſend acht⸗ 
hundert drei und funfzig. 
| (L. S.) Louis Alexander von Jordan. 
(L. S.) Albert von Zahn. 
(. S.) Johann Carl Hermann Raſch. 
(L. S.) Carl Ludewig von Warnſtedt. 
(. S.) Carl Friedrich Wilhelm Proſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt allſeitig ratifizirt und die Auswechſe⸗ 
lung der Ratifikations⸗Urkunden zu Berlin bewirkt worden. 


(Fr. 3984.) 
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(Nr. 3984.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Dezember 4853., betreffend die Ausfuͤhrung des 
Baues der Coͤln⸗Crefelder Eiſenbahn durch eine beſondere in Coͤln domi⸗ 
zilirende Königliche Kommiſſion. 


In Verfolg Meines Erlaffes vom 31. Oktober d. J. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 
1853. Seite 904.), in welchem Ich die Uebertragung des Baues und Betrie⸗ 
bes der Coͤln⸗Crefelder Eiſenbahn an die Direktion der Aachen⸗Duͤſſeldorf⸗ 
Ruhrorter Eiſenbahn genehmigt habe, will Ich Sie nach Ihrem weiteren An⸗ 
trage ermaͤchtigen, die Ausführung des Baues der Coͤln-Erefelder Eiſenbahn 
einer beſonderen Kommiſſion zu übertragen, welche in Coͤln ihren Sitz nehmen 
und unter der Firma „Koͤnigliche Kommiſſion für den Bau der Cöln-Erefelder 
Eiſenbahn“ innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes fuͤr die Dauer 
ihres Beſtandes alle Rechte und Pflichten einer oͤffentlichen Behoͤrde haben ſoll. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Charlottenburg, den 28. Dezember 1853. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3985.) Bekanntmachung, betreffend die von den Kammern ertheilte Genehmigung der 
Verordnung vom 31. Oktober 1853. wegen Abänderung des Vereins⸗ 
Zolltarifs. Vom 9. März 1854, 8 


Nachdem die unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern erlaſſene Ver⸗ 
ordnung vom 31. Oktober 1853. wegen Abänderung des Vereins-⸗Zolltarifs 
(Geſetz-Sammlung für 1853. Seite 873.) von beiden Kammern genehmigt 
worden iſt, wird dies hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 9. Maͤrz 1854. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 5 


(Fr. 3984—3986,) (Nr, 3986.) 
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(Nr. 3986.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. März 1854., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Rechte für den Bau der Flatower Kreis-Chauſſeen. 


Mason Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
Kreis⸗Chauſſeen im Kreiſe Flatow, Regierungsbezirks Marienwerder, 1) von der 
Deutſch⸗Croner Kreisgrenze in der Richtung von Jaſtrow oder Flederborn an 
der Berlin⸗Koͤnigsberger Staatsſtraße uͤber Flatow und Krojanke bis zur Wir⸗ 
ſitzer Kreisgrenze in der Richtung auf Wiſſeck, Klein⸗Poborke (an der Berlin⸗ 
Bromberger Staatsſtraße) und Bialosliwe; 2) von der Schlochauer Kreis- 
grenze bei Preußiſch-Friedland Uber Sypniewo bis zur Wirſitzer Kreisgrenze 
in der Richtung auf Lobſens und Wirſitz; 3) von der Conitzer Kreisgrenze in 
der Richtung von Conitz uͤber Cammin, Zempelburg und Vandsburg bis zur 
Wirſitzer Kreisgrenze in der Richtung auf Mroczen und Nakel; 4) einer Ver⸗ 
bindungs⸗Chauſſee zwiſchen den vorbenannten drei Straßen von Flatow uͤber 
Sypniewo nach Vandsburg, und 5) einer Zweig⸗Chauſſee von der zu 3. be⸗ 
zeichneten Straße von Zempelburg bis zur Bromberger Kreisgrenze bei Dzidno 
in der Richtung auf Polniſch⸗Crone und Bromberg genehmigt habe, beſtimme 
Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zu⸗ 
gleich will Ich dem Flatower Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 20. Maͤrz 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für) Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Fr. 3987.) 
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(Nr. 3987.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Juhaber lautender Kreis-Obligatio⸗ 
nen des Flatower Kreiſes im Betrage von 150,000 Rthlrn. Vom 20. Maͤrz 
1854. N i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. c. g 8 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Flatower Kreiſes im Regierungsbezirk 
Marienwerder auf dem Kreistage vom 15. Oktober 1853. beſchloſſen worden, 
die zur Ausfuͤhrung des Baues von Chauſſeen im Kreiſe Flatow erforderlichen 
Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Kreis⸗Obligationen zu dem angenom⸗ 
menen Betrage von 150,000 Rthlrn. ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen 
weder im Inkereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefun⸗ 
den hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Aus⸗ 
ſtellung von Obligationen des Flatower Kreiſes zum Betrage von Einhundert 
und fünfzig tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


45 Stuck A 1000 Rrhlr., 
100 Stuͤck A 500 Rthlr., 
100 Stück à 100 Rthir., 
400 Stuͤck 2 50 Rthlr., 
1000 Stuͤck a 23 Rthlr., 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 

1 pier ein halb Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung vom Zeitpunkt der Vollendung der beabſichtigten 
Chauſſeebauten ab mit jährlich mindeſtens Ein und einem halben Prozent des 
Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 20. Maͤrz 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Jahrgang 4854, (Ir, 3087.) 23 Obli⸗ 


Obligation 
des Flatower Kreiſes 
Ei . 
Ae Rthlr. Preußiſch Kurant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Flatower Kreiſes bekennt ſich 
auf Grund des von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige Allerhoͤchſt genehmigten Kreis⸗ 
tagsbeſchluſſes vom 15. Oktober 1853. Namens des Kreiſes durch dieſe, für 
jeden Inhaber gültige, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Verſchreibung zu einer 
Schuld von Thalern Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße von 
1764., welche fuͤr den Flatower Kreis kontrahirt worden und mit vier und 
einem halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. Die Ruͤckzahlung dieſer Summe 
erfolgt aus einem zu dieſem Zwecke gebildeten Tilgungsfonds in einer durch 
das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung ſechs Monate nach vorhergegangener 
Öffentlicher Kündigung gegen Ruͤckgabe dieſer Obligation nach Maaßgabe des 
genehmigten Amortiſationsplanes. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der im Amtsblatte 
der Koͤniglichen Regierung zu Marienwerder deshalb ergehenden offentlichen 
Bekanntmachung auszuzahlen ift, wird daſſelbe in halbjaͤhrlichen Terminen, von 
heute ab gerechnet, mit vier und einem halben Prozent verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen Ruͤckgabe 
der ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. Wenn der Be⸗ 
trag dieſer Obligation nach erfolgter Kündigung nicht in dem feſtgeſetzten Ter⸗ 
mine erhoben wird, ſo kann dieſelbe innerhalb der naͤchſten vier Jahre auch in 
ſpaͤteren Terminen zur Einloͤſung praͤſentirt werden; fie trägt aber von der 
Verfallzeit ab keine Zinſen mehr und verliert dann nach Ablauf von vier Jah⸗ 
ren ganz ihren Werth. 5 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter: 
ſchrift ertheilt. i 


Flatow, den e MEBNIC- ©2 185. i 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Flatower 
Kreiſe. 


Mit dieſer Obligation ſind zwoͤlf Zins⸗ 
kupons von n 1. bis 12. mit gleicher Unter⸗ 
ſchrift ausgegeben, deren Ruͤckgabe bei fruͤherer 
Einloͤſung des Kapitals mit der Schuldverſchrei⸗ 
bung erfolgt. 


Zins⸗ 


N * 


Zins- Kupon 


zu der 
Kreis⸗ Obligation des Flatower Kreiſes 
ii N Aber Thaler Kurant. 


Inhaber dieſes empfaͤngt in der Zeit vom 24. Juni bis 2. Juli 
(reſp. vom 28. Dezember 18. bis 6. Januar 18..) gegen Ruͤckgabe dieſes 
Kupons an halbjaͤhrigen Zinſen bei der Kreis-Kommunalkaſſe hierſelbſt 


1 1 Thaler ..... Silbergroſchen Preußiſch Kurant. 
Flatow den aa 185. 
Die ſtändiſche Kommiſſion b den Chauſſeebau im Flatower 
f reiſe. 5 f 


Dieſer Kupon wird unguͤltig, wenn ſein 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahrs gerechnet, erhoben wird. 


— — — L 


(Ir. 3988.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Statuten einer 
ö unter dem Namen „Flachsbereitungsanſtalt zu Hirſchberg“ gebildeten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 19. April 1854. 


Dis Könige Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen „Flachsbereitungsanſtalt zu Hirſchberg“ mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes 
vom 10. d. M. zu genehmigen und die Geſellſchaftsſtatuten mit einer Maaß⸗ 
gabe zu beſtaͤtigen geruht, welche aus dem nebſt den Statuten durch das Amts⸗ 
usch 1 a zu Liegnitz zu veroͤffentlichenden Allerhoͤchſten Erlaſſe zu 
erſehen iſt. a 

Solches wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 19. April 1854. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 3987990.) a | (Nr. 3989.) 


(Nr. 3989.) Bekanntmachung uͤber den Beitritt der Großherzoglich Badiſchen Regierung zu 
der Uebereinkunft zwiſchen Preußen und mehreren anderen Deutſchen Staa— 
ten d. d. Eiſenach den 11. Juli 1853. wegen Verpflegung erkrankter und 
Beerdigung verſtorbener gegenſeitiger Staatsangehoͤrigen. Vom 22. April 
1854. 


E; wird hierdurch bekannt gemacht, daß dem Vertrage zwiſchen Preußen 
und mehreren anderen Deutſchen Staaten wegen Verpflegung erkrankter und 
Beerdigung verſtorbener Angehoͤrigen eines anderen kontrahirenden Staates 
d. d. Eiſenach den 11. Juli 1853. (Geſetz⸗Sammlung Nr. 58. S. 877. ff.) 
in Gemaͤßheit des $. 5. deſſelben auch die Großherzoglich Badiſche Regierung 
unterm 18. Maͤrz 1854. beigetreten iſt. 

Berlin, den 22. April 1854. 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Mantkuffel. . 


(Nr. 3990.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Statuten einer 
Aktiengeſellſchaft, welche ſich unter dem Namen „Muͤlheimer Aktiengeſell— 
ſchaft fuͤr Gaserleuchtung“ gebildet hat. Vom 23. April 1854. 


es Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 5. April c. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen „Muͤlheimer Aktien⸗ 
geſellſchaft für Gaserleuchtung“ mit dem Domizil zu Muͤlheim am Rhein zu 
genehmigen und die in dem notariellen Akte vom 10. Februar c. feſtgeſtellten 
Geſellſchaftsſtatuten zu beſtaͤtigen geruht. Dies wird nach Vorſchrift des H. 3. 
des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemer⸗ 
ken bekannt gemacht, daß der gedachte Allerhoͤchſte Erlaß mit den Statuten 
und dem zwiſchen der Geſellſchaft und der Stadt Mülheim am Rhein ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage durch das Amtsblatt der Regierung zu Coͤln zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gelangt. 

Berlin, den 23. April 1854. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
d v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
a (Rudolph Decker.) 


